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Nationalrat Dr. R. A. Gelpke,
Bürgerpartei, Basel :

Man kann sich den beiden Fragen gegenüber natürlich nur ablehnend
verhalten. Es ist der Teufel, der in Rußland regiert. Man muß die
Sache von der Seite der Sauberkeit her entscheiden. Es besteht auch
gar keine Gewißheit, ob Rußland die bezogenen Waren bezahlen wird.
Allerdings sind die Verpflichtungen bisher im aligemeinen erfüllt wor-
den; aber es sind noch Hunderte von Millionen ausstehend. Die poli-
tische Lage in der Sowjetunion läßt noch keine Deutung zu, welche
für die Schweiz eine Ermunterung wäre.

Dafür?

Stände rat Dr. Emil Klöti, Soz.,
Stadtpräsident von Zürich:

Rußland stellt heute eine bedeutende wirt-
schaftliche Realität dar. Mit ihr hat man
imbedingt zu rechnen. Die Weltwirtschaft
kommt nicht ins Blei, solange dieser große
russische Wirtschaftskörper nicht in den
Weltverkehr eingegliedert ist.

Nationalrat Dr. A. Oeri, lib.-kons.,
Chefredaktor der «Basler Nachrichten», Basel :

Der Eintritt Rußlands in den Völkerbund braucht nicht gleichbe-
deutend zu sein mit der Anerkennung Rußlands de jure. Da, wo der
Lieferungsverkehr nach Rußland aufgehört hat, stellt sich die inter-
essante Frage, ob die Russen ihrer Zahlungspflicht gleichwohl nach-
kommen werden. Treibt man aber nicht Raubbau am eigenen Ex-
port, indem man durch Lieferungen nach Rußland eine spätere Kon-
kurrenz großzieht? lieber die Frage, ob die Produktionsgüterindu-
strie zur Beschäftigung ihrer Arbeiterschaft die Rußlandsaufträge
einfach notgedrungen begrüßen muß, mögen die Wirtschafter ent-
scheiden, nicht die Politiker.

Nationalrat Robert Grimm,
Soz., Bern:

Das wichtigste Mittel zur Belebung der schweizerischen
Wirtschaft ist die Förderung des Exportes. Sie muß so
orientiert sein, daß sie ihre Absatzgebiete dort sucht, wo
eine neue Organisation der Wirtschaft durchgeführt wird.
Eines der wichtigsten Länder in dieser Beziehung ist
Rußland, das sowohl als Abnehmer für unsere Export-
industrie, ganz besonders ahe<- als Rezu«rsland für land-
wirtschaftliche Produkte (Holz, Getreide) in Frage
kommt. Weltanschauliche und politische Einstellungen
dürfen nicht über die Notwendigkeit der Erhaltung der
schweizerischen Wirtschaft gestellt werden.

Dagegen?

Nationalrat Dr. Walter Stampfli, Radikal,
Gerlafingen (Solothurn) :

Der russische Export nach der Schweiz besteht jetzt schon im Maßstab
des schweizerischen Exportes nach Rußland. Ein Ausbau der Handels-
beziehungen ist möglich auch ohne Anerkennung de jure der Sowjet-
union durch die Schweiz. Wenn Rußland, was offenbar vorauszusehen
ist, in den Völkerbund aufgenommen wird und wenn infolge dieser
Tatsache weitere Staaten den diplomatischen Verkehr mit Rußland
wieder aufnehmen, die Eidgenossenschaft diesem Beispiel aber nicht
folgt, dann würde die russische Empfindlichkeit vielleicht so stark be-
lastet, daß Rußland aus der Sache eine Prestigefrage machen würde.
Dann allerdings könnte der Handelsverkehr zwischen Rußland und der
Schweiz einen erheblichen Schaden nicht zuletzt zu Ungunsten unserer
Produktionsgüterindustrie erleiden. Bei der Entscheidung über die
Haltung der Schweiz sprechen natürlich nicht bloß wirtschaftliche,
sondern auch politische und moralisch-religiöse Erwägungen mit.

Nat.-Rat W. Bringolf,
Komm., Schaffhausen :
Für die Aufnahme normaler
Wirtschafts- und diplomati-
scher Beziehungen mit Ruß-
land hat jetzt die zwölfte
Stunde geschlagen. Wenn von
Deutschland her die mit Si-
cherheit zu erwartenden schwe-
ren, vielleicht katastrophalen
Erschütterungen der schweize-
rischen Banken und Industrien
eintreten, wird die Schweiz in
Rußland betteln müssen. Ich
stelle mir bei der Ordnung der
wirtschaftlichen Beziehungen
eine Lösung auf der Grund-
läge der Kompensationen vor.
Die Sowjetunion hat aus in-

Nationalrat Dr. A. Welti,
Soz., Rheinfeldetr:

Die Argumente, die gegen die
Aufnahme diplomatischer und
normaler handelspolitischer Be-
Ziehungen mit Rußland immer
wieder ins Feld geführt werden,
stehen auf schwachen Füßen.
Sie zeigen nur, daß man noch
nicht gelernt hat, in Bezug auf
Moral, Religion, Kirche und
Weltanschauung mit gleichem
Maße zu messen. Die Gegen-
argumente beweisen auch einen
großen Grad nationaler Einbil-
dung und Ueberheblichkeit, der
uns Schweizern nicht so ganz
gut ansteht.

Eine Umfrage der «Zürcher Jllustrierten» bei einigen bedeutenden Parlamentariern

über die Notwendigkeit offizieller Beziehungen der Schweiz zu Rußland

AUFNAHMEN VON PAUL SENN

Ueber der letzten Session der Eidgenössischen Räte lag
gleich einem Gewitter vor der Entladung die große Frage,
ob die Schweiz über die bestehenden Privatwirtschaft-
liehen Beziehungen hinaus in eine formale Handelsrege-
lung mit Rußland eintreten soll. Das ist die erste, mehr
praktisch-ökonomisch zu bewertende Frage. Die zweite
hochpolitische und auch religiös-moralische, im ganzen also
grundsätzliche Frage bezieht sich auf die Anerkennung de
jure der Sowjetunion durch die Schweiz. Die Beantwor-
tung der zweiten Frage wird einigermaßen durch den Um-
stand beeinflußt, daß die Sowjetunion mit Aussicht auf
Erfolg über ihren Eintritt in den Völkerbund verhandelt.

Bei der ganzen Problemstellung fällt besonders die Tat-
sache ins Gewicht, daß gerade die hochindustrialisierten
Großmächte willens sind, mit Rußland im Geschäft zu
stehen und völkerrechtlich normale diplomatische Bezie-
hungen zu pflegen. Angesichts solcher Entwicklungsten-
denzen kommt den beiden Fragen nach dem Verhalten der
Eidgenossenschaft gegenüber der Sowjetunion eine beson-
dere Bedeutung zu. Wir haben deshalb einige Mitglieder
der eidgenösssichen Räte zu einer Ansichtsäußerung ver-
anlaßt, um in der Lage zu sein, den Lesern der «Zürcher
Jllustrierten» einen Querschnitt durch die Mei-
nungen innerhalb des Parlaments zu bieten. Wenn man

nerwirtschaftlichen und allge-
mein-politischen Gründen das größte Interesse, weder ihren Zah-
lungswillen noch ihre Zahlungsfähigkeit in Mißkredit zu brin-
gen. Rußland bedarf der hochindustrialisierten Länder in hohem
Maße; es ist aber angesichts der entgegenkommenden Haltung
verschiedener Großstaaten nur noch minim auf den Warenbezug
aus der Schweiz angewiesen. Diese kann sich den immer wert-
voller werdenden russischen Markt durch politische und moralische
Scheinargumente für immer verscherzen. Als Vertreter von Schaff-
hausen mit seiner großen Metallindustrie muß ich besonders ein-
dringlich für die Aufnahme regulärer Handelsbeziehungen eintreten.

von einem Gesamteindruck reden will, so wäre etwa zu
sagen, daß die Ansichten noch stark im Flusse sind, wobei
indessen kaum zu verkennen ist, daß die Geneigtheit vor-
ab für die Aufnahme formaler Wirtschaftsbeziehungen
seit der Märzsession zugenommen hat, während hinsieht-
lieh der Aufnahme von diplomatischen Beziehungen im-
mer noch große Bedenken bestehen. Aber lassen wir nun
den National- und Ständeräten selbst das Wort zur Dar-
Stellung ihres Standpunktes, der in allen Fällen nicht als
offizielle Stellungnahme der betreffenden Parteien, son-
dern nur als persönliche Ansichtsäußerung betrachtet wer-
den darf.

Ständerat
Dr. Oskar Wettstein,

Dem., Zürich:
Von einer Wiederaufnahme
unserer diplomatischen Be-
Ziehungen wird die Rede sein
können, wenn Rußland inter-
national als Rechtsstaat an-
erkannt werden darf. Wirt-
»chaftliche Vorteile rechtfer-
tigen eine Wiederaufnahme
um jeden Preis nicht.

Bild links :

Dem Photoreporter ist im
Nationalratssaal eine ganz
große Chance in den Kasten
gefallen. Der sozialistische
Fraktionspräsident Dr. Ar-
thur Schmid (links) und Bun-
desrat Motta (rechts) reden
über die Außenpolitik. Unser
Außenminister beschwört den
hartnäckigen Widerpart mit
Worten, Mimik und südlän-
disch impulsiver Geste.
Schmid ist «ganz Ohr», aber
er wird im nächsten Augen-
blick umgekehrt Motta zu
überzeugen versuchen. Eine
Einigung ist da nicht erziel-
bar. Aber das Bild hat
Charme. Es zeigt, daß poli-
tische Gegnerschaft das Ver-
ständnis von Mensch zu
Mensch nicht zu ertöten
braucht.

Nat.-Rat Adrien Lachenal,
Rad., Genf:

Wenn unsere Industriellen und Han-
delsleute sich in jedem einzelnen
Falle genügender Garantien für die
Bezahlung ihrer Waren versichern
können, dann sehe ich nicht ein,
weshalb sie darauf verzichten soll-
ten, einen so interessanten Markt
zu bearbeiten. Wenn sich günstige
Erfahrungen ergeben, dann wird
sich das ganze Beziehungsproblem
einfacher gestalten als gegenwärtig,
d. h. im Rahmen der internationa-
len Wirtschaft und nicht in der
Domäne des politischen Gefühls.

Nationalrat A. F. L. Cailler,
Rad., Broc-Fvibourg :

Wir haben absolut kein Interesse an
dem Ausbau der Handelsbeziehungen
zwischen der Schweiz und Rußland,
und auch hinsichtlich der Aufnahme
diplomatischer Beziehungen stellen wir
uns ganz und gar negativ ein. Wir
haben vor dem Krieg in sehr großem
Maßstab unsere Schokolade nach Ruß-
land exportiert. In der Folge haben
wir durch die bekannten Ereignisse ge-
waltige finanzielle Einbußen erlitten.
Unser Agent ist in Rußland ins Ge-
fängnis geworfen und getötet worden;
seine Gattin ist darob verrückt ge-
worden und schließlich irgendwo in
Deutschland in einem Irrenhaus gestor-
ben. Nein, nein — wir werden nicht
nach Rußland liefern

Nationalrat Dr. Arthur Schmid, Soz., Oberentfelden (Aarg.)
äußert sich wie folgt über das Problem Schweiz—Rußland: Die sozialdemokratische Partei der Schweiz hat — obwohl sie im eigenen Lande gegen die Kommunisten und gegen die

3. Internationale kämpft — je und je die Auffassung vertreten, daß die Aufnahme der Handelsbeziehungen mit der Sowjetunion eine absolute Notwendigkeit sei. Im Parlament
sind wiederholt entsprechende Anträge gestellt und verteidigt worden, zuletzt im Dezember 1933 durch eine Motion Reinhard, welche u. a. auch die Anerkennung de jure der

Sowjetunion verlangte. Mit der Aufnahme regulärer Beziehungen zu Rußland werden wesentliche wirtschaftliche Interessen der Schweiz gefördert.

Nat.-Rat Dr. Heinrich Walther,
kath.-kons., Luzern:

Bis jetzt ist sowohl die Pflege normaler
handelspolitischer als auch die Aufnah-
me diplomatischer Beziehungen zwi-
sehen der Eidgenossenschaft und der
Sowjetunion innerhalb unserer Frak-
tion eindeutig abgelehnt worden. Dabei
spielte die Befürchtung vor politischen
Umtrieben eine hauptsächliche Rolle.
Nun haben aber die wirtschaftlichen
Beziehungen de facto doch einen ge-
wissen Umfang angenommen. Und nun
besteht die Befürchtung, daß durch das
Einverständnis mit formalen Beziehun-
gen, die angestrebt werden, auch die
Anerkennung de jure nach sich gezo-
gen wird. Inzwischen sind allerdings
auch in unserer Partei die Stimmen
einer Minderheit laut geworden, die be-
sagen, daß man angesichts des Verhal-
tens anderer Mächte auch in der
Schweiz etwas aus der Zurückhaltung
heraustreten müsse. Rußlands Eintritt
in den Völkerbund dürfte die Fragen
nicht mit einem Male unter neue Aspek-
te stellen. Die Fraktion wird dieser
Tage eine Spezialsitzung zur Bespre-
chung des ganzen Fragenkomplexes mit
Referat von Bundesrat Motta abhalten.

National ratspräsident
Job. Huber, Soz., St. Gallen:
Die Schweiz ist im Gegensatz zu Be-
fürchtungen im bürgerlichen Lager
nicht bloß ihrer wirtschaftlichen Struk-
tur, sondern auch ihrer politischen Tra-
dition und der geistigen Erziehung des
Volkes nach ein durchaus ungeeignetes
Feld für die kommunistisch-revolutio-
näre Propaganda. Diese könnte mit
vollem Erfolg abgewehrt werden. Ent-
scheidend für die Frage der Wieder-
aufnähme formaler Handels- und diplo-
matischer Beziehungen zur Sowjetunion
wird die wirtschafliche Entwicklung
innerhalb der Eidgenossenschaft sein.
Wenn es nicht gelingt, einer eigentli-
chen Verarmung breitester Bevölke-
rungskreise vorzubeugen und wenn ins-
besondere die besitzende Klasse nicht
die nötigen Opfer bringt, um die Krise
und ihre Folgen zu überwinden, dann
können einerseits die kommunistische
Propaganda und anderseits die Bestre-
bungen der Fronten den nötigen Nähr-
boden finden; denn beide Bewegungen
setzen eine gewisse Ratlosigkeit und
Hoffnungslosigkeit voraus. Vom Aus-
bau der wirtschaftlichen Beziehungen
würden vorab die Elektro- und Maschi-
nenindustrie sowie die Landwirtschaft
in erheblichem Maße profitieren.

Nationalrat Dr. Carl Sulzer,
Rad., Winterthur:

Bei der Parlamentsdebatte, "die im
Frühjahr über die Risikogarantie statt-
fand, spielte Rußland eine Rolle, ob-
wohl diese Garantie keineswegs in er-
ster Linie für Rußlandgeschäfte wirk-
sam wird. Rußlands Eintritt in den
Völkerbund hat mit der Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen zwischen der
Schweiz und der Sowjetunion nichts zu
tun. Wir haben allen Grund, eine sol-
che Konsequenz zu bestreiten. Immer-
hin gehen die Meinungen auseinander.
Eine endgültige Stellungnahme im Au-
genblick, da alle Fragen noch im Flusse
sind und wenig Uebersichtlichkeh be-
steht, werden jene Parlamentarier be-
ziehen können, welche bei der ganzen
Sache nicht allein wirtschaftliche Mo-
mente, sondern vorab politische und
moralische Ueberzeugungen zur Gel-
tung bringen wollen.
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